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Aktuell

Feuer im Dach des NGO-Forums
sm/fb. In einem Brief des Eidgenössischen

Gleichstellungsbüros vom 3. März 1995

wurde die Wahl der NGO-Vertreterinnen in

die offizielle Delegation zur Session der UN-

Frauenkommission in New York (15. März -
4. April 1995) bekanntgegeben. Vom Bundesrat

nominiert wurden Maryse Durrer-Dupont

von den katholischen Frauen, Regula Frey

Nakonz von der Arbeitsgemeinschaft der

Hilfswerke, Corinne Wacker vom Bund

Schweizerischer Frauenorganisationen und

die Nationalrätin Judith Stamm als Präsidentin

der Eidgenössischen Kommission für

Frauenfragen. Die New Yorker Konferenz gilt
als letzte Vorbereitungsetappe für die

Weltfrauenkonferenz in Peking (4.-15. September
1995). Die Nomination von vier NGO-Frauen

könnte als Erfolg für das unermüdliche Lob-

bying des NGO-Forums gedeutet werden.

Könnte, wenn sich unter den mitreisenden
Schweizerinnen auch eine Migrantin befände.

Seit seiner Gründung Anfang 1994 ist es

einer der zentralen Punkte im Programm des

NGO-Forums gewesen, dass die Vertreterin
einer Migrantmnenorganisation in der Schweiz

bzw. der Tibetischen Frauenorganisation in
die Regierungsdelegation mitaufgenommen
wird. Die zwei vorgeschlagenen Kandidatinnen

Zeedah Meierhofer-Mangeli (Women of
Black Heritage) und Maud Lebert (FIZ), die

von Seiten der Migrantinnen eine enorme
Vorarbeit geleistet haben und auf eine
Teilnahme hofften, sind jetzt jedoch nicht
berücksichtigt worden. Die Argumentation,
dass eine Nicht-Migrantin ihre Anliegen und
Forderungen besser vertreten könne, klingt
wie blanker Hohn in ihren Ohren. Zeedah
Meierhofer schreibt in einer Stellungnahme:
«Genau so, wie sich alle Frauen auf ihrem
Weg zur Gleichberechtigung daran stossen,
dass Männer in ihrem Namen sprechen,
genau so stossen wir Migrantinnen uns daran,

dass jemand anderes für uns spricht - im
Wissen, dass wir weder stumm noch taub
noch dumm sind.» Wie sollten z.B. die
nominierten Frauen zur Verantwortung gezogen

werden können, wenn die Anliegen der

Migrantinnen nicht diskutiert werden oder

keine Beachtung finden? Nicht umsonst ist

es das explizite Votum der Migrantinnen

gewesen, der Regierungsdelegation

anzugehören, um ihr Wissen und ihre Erfahrung

direkt in die Diskussion einbringen zu können.

Es steht zu befürchten, dass die

Interessen einer Bevölkerungsgruppe ein weiteres

Mal ignoriert oder lediglich durch die

Brille der Machtträgerinnen thematisiert

werden. Um seiner Empörung Ausdruck zu

verleihen, wurde im Auftrag des NGO-

Forums inzwischen ein Brief an den Bundesrat

verfasst, in dem nicht nur um eine

Begründung der Nominationen gebeten

wird, sondern auch darum, auf die Nominie-

rungsvorschläge des NGO-Forums

zurückzukommen, um womöglich in die offizielle

Delegation nach Peking doch noch eine

Migrantin aufnehmen zu können. Von Seiten

des Eidgenössischen Gleichstellungsbüros

war bis Redaktionsschluss keine Stellungnahme

zu erhalten. Die zuständigen Frauen

waren bereits nach New York abgereist.

Wenn Frauen daran festhalten wollen, eine

andere Politik zu betreiben, wenn Feminismus

als Projekt innerhalb eines lebensbejahenden

und menschenwürdigen Weltbildes

verstanden werden will, das sich nicht an

den herrschenden Massstäben misst, dann

sollten wir uns schleunigst aufmachen,

Macht und Privilegien zu teüen, damit

Zusammenarbeit und Solidarität nicht einfach

wertlose Worthülsen werden. Oder, mit den

Worten von Zeedah Meierhofer: «Wir Frauen

in der Schweiz sollten unsere lokalen

Differenzen in Ordnung bringen, bevor wir
Peking angehen, denn diese Probleme werden

auch nach Peking immer noch hier sein

und auf eine Lösung drängen. »

«Initiative 3. März» eingereicht
ms. Dank eines fulminanten Endspurts ist

die Initiative «für eine gerechte Vertretung

der Frauen in den Bundesbehörden» zustande

gekommen. Dem Einsatz der unermüdlichen

Sammlerinnen ist es zu verdanken,

dass der Verein «Frauen in den Bundesrat»

am 21. März über 100 000 Unterschriften bei

der Bundeskanzlei einreichen konnte, und

dass der dritte Anlauf einer Quoteninitiative

nicht ebenso wie ihre Vorgängerinnen nur
als Petition endete. Zu tun bleibt dennoch

genug: der Effort hat nicht nur Energie

sondern auch Geld gekostet. Der Verein

«Frauen in den Bundesrat» ist dringend auf

finanzielle Unterstützung angewiesen, um

das entstandene Defizit zu decken.

Frauen in den Bundesrat, PC 60-9976-5.

Frauen an den Hochschulen

bü. Ende Februar fand in Bem eine Tagung

zur Situation und den Perspektiven von

Frauenforschung und Gender Studies an den

Schweizer Hochschulen statt. Organisiert

wurde der Anlass von der Konferenz der

Frauenbeauftragten an den Schweizer

Hochschulen und von der Programmleitung des

Nationalen Forschungsprojektes «Frauen in

Recht und Gesellschaft» (NFP 35).

Das Angebot an frauen- und geschlechtsspezifischer

Forschung und Lehre in der

Schweiz hält dem europäischen Vergleich

nicht stand. An den meisten Unis werden

zwar Veranstaltungen mit frauen- oder

geschlechtsspezifischen Themen angeboten.

In der Regel sind diese jedoch an einzelne

Personen, meist Assistentinnen oder

Professorinnen, gebunden und somit nicht längerfristig

garantiert. Die Schweizerische

Hochschulkonferenz hat nun Frauenforschung

und Gender Studies als Forschungsschwerpunkt

in ihre Mehrjahresplanung aufgenommen.

Für die Umsetzung sind finanzielle Mittel

und Strukturen für die Koordination des
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Aktuell

bestehenden Angebots nötig. Angesichts
der miserablen Finanzsituation des Bundes

und der Kantone besteht aber kaum Grund

für die Hoffnung auf eine rasche Realisierung

dieser Pläne. Frauenforschung und

Gender Studies sind vielmehr der Konkurrenz

zahlreicher anderer Schwerpunkte und

der traditionellen Forschungsbereiche
ausgeliefert.

Um ihren Forderungen mehr Gehör zu

verschaffen, befassen sich nun einige
Teilnehmerinnen der Tagung mit der Gründung
einer «Schweizerischen Gesellschaft für

Frauenforschung und Gender Studies».

Ausserdem bestehen Pläne für die Schaffung

einer Förderungsinstitution für Doktorandinnen

nach dem Modell der in Deutschland

bereits existierenden « Graduiertenkollegs »

Die Zukunft der Villa Kassandra?

pp. Seit einigen Monaten ist es still geworden

um das Ferien- und Büdungshaus Villa
Kassandra im jurassischen Damvant. Der

Betrieb wurde im Sommer 1994 vorübergehend

eingestellt. Nun sollen Häuser und
Land einer neuen Bestimmung zugeführt
werden. Gesucht sind Frauen, eine Frauengruppe

oder eine Frauenorganisation mit
einer konkreten Projektidee. Bedingung ist,
dass die Villa Kassandra ein Ort von Frauen

für Frauen bleibt, und dass sie weiterhin
einer breiten Frauenöffentlichkeit zugänglich

ist.
Interessentinnen melden sich bei: Verena Soldati, Para-

dieshofstr. 78, 4054 Basel, Tel. P: 061/302 08 44,

C: 061/692 01 01 oder bei Lena Rerat, Laufenstr. 63,

4053 Basel, Tel. 061/331 36 73

Ausgebaute Beratung
bo. Das Winterthurer Nottelefon für vergewaltigte

Frauen hat sich in den knapp fünf
Jahren seines Bestehens von einem Pionier-

innen-Projekt zu einer fest etablierten
Institution entwickelt. Seit 1993, seit Inkrafttreten
des Opferhilfegesetzes, ist das Nottelefon
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eine kantonal anerkannte Opferhilfstelle. Die

Anerkennung, die anfangs dieses Jahres

zum dritten Mal ausgesprochen wurde,
bedeutet einerseits finanzielle Unterstützung
durch den Kanton, andererseits beinhaltet
sie auch neue Aufgabenzuweisung. Die

Betreiberinnen haben in der Folge ihr Konzept

erweitert und den Namen geändert in
«Frauen-Nottelefon und Beratungsstelle

gegen sexuelle Gewalt». Im neuen Konzept
sind alle Frauen, die Opfer einer Gewalttat

geworden sind, eingeschlossen. Die Gewalt

muss sich dabei nicht ausschliesslich gegen
die sexuelle Integrität der Frauen richten.

Sexuelle Gewalt ist aber nach wie vor das

Hauptaktionsfeld der Betreiberinnen, wie
die Erfahrung zeigt. Aus dem Begriff
«Beratungsstelle» soll hervorgehen, dass nicht nur
telefonische, sondern auch persönliche

Betreuung geleistet wird. Ausserdem konnte
das Nottelefon seine Öffnungszeiten

erweitern und Stellen aufstocken.

Auch die Berner Beratungsstelle für
vergewaltigte Frauen ist seit 1993 kantonal
anerkannte Opferhilfstelle. Sie hat ihr
Angebot vor allem für Mädchen und Kinder
erweitert. Neu bietet sie auch Therapie, Hilfe
bei der Abklärung bei Verdacht auf sexuelle

Ausbeutung von Kindern sowie Unterstützung

bei Gerichtsverfahren an. Ausserdem
sind verschiedene aufschlussreiche Faltblätter

erhältlich, die sich direkt an das betroffene

Mädchen oder an Bezugspersonen richten.
Frauen-Nottelefon und Beratungsstelle gegen sexuelle

Gewalt, Postfach 2036, 8401 Winterthur, Telefon

052/21361 61, Mo/Di/Do/Fr 11-18 h, Mi 13-18 h.

Beratungsstelle für vergewaltigte Frauen und Mädchen,

Rodtmattstrasse 45, 3014 Bern, Tel. 031/332 14 14,

Mo/Di/Do/Fr 9-1 3 h, Mi 16-19 h.

Basels neue Bestimmungen für
Nachtclub-Tänzerinnen
bo. Im Kanton Basel-Stadt sind seit 1. März
1995 strengere Schutzvorschriften für
Nachtclub-Tänzerinnen in Kraft. Mit ungewöhnlich
deutlichen Worten bezeichnete Polizeidirektor

Jörg Schild die organisierte Einreise von
ausländischen Frauen und die bisher sehr

locker gehandhabte Bewilligungspraxis als

«moderne Form von Menschenhandel».

Allein im Jahr 1994 wurden in Basel 1416

Bewilligungen, verteilt auf nur elf
Nachtlokale, vergeben. Neu werden nur noch

maximal acht pro Lokal abgegeben. Auch

müssen die Frauen mindestens zwanzig

Jahre alt sein.

Neu ist auch, dass sich die Frauen persönlich

bei der Kantonalen Fremdenpolizei melden

müssen. Damit, so die stellvertretende
Vorsteherin des Kontrollbüros, Angela Bryner,

ergebe sich die Möglichkeit, die Frauen über

ihre Rechte aufzuklären. So können die Frauen,

die oft unter falschen Versprechungen in

die Schweiz gelockt oder gegen ihren Willen

verfrachtet werden, wenigstens am Schalter

ihren Vertrag einsehen, den sie sonst kaum

zu Gesicht bekommen. Ausserdem gibt die

Fremdenpolizei ein Infoblatt in verschiedenen

Sprachen ab, auf dem auch Beratungsstellen

(Frauenhaus, GGG u.a.) aufgelistet
sind. Der Behördenkontakt soll die Frauen

ermutigen, ihre Arbeitgeber bei Missbrauch

anzuzeigen. Somit ist auch bei der Polizei die

Erkenntnis durchgedrungen, dass die

Tänzerinnen oft zur Prostitution gezwungen
werden.

Regierungsrat Schild gestand ein, dass diese

Massnahmen nur ein kleiner Schritt seien. Er

forderte, dass der Bund endlich strengere

Vorschriften erlasse und das organisierte

Verbrechen wirksamer bekämpfe. Die
Kantone Basel-Land, Aargau und Graubünden

wollen dem Basler Beispiel folgen.
Quelle: Basler Zeitung und Basellandschaftliche

Zeitung vom 2. März 1995.

Saisoneröffnung
Frauenstadtrundgang Basel

ms. Zwei neue Rundgänge stehen neben

Bewährtem auf dem diesjährigen Programm
des Vereins Frauenstadtrundgang Basel.

Saisoneröffnung ist am 22. Aprü 1995 mit der

Wiederaufnahme von «BiblischeFrauen-
Gestalten Basel», dem ersten biblisch-theo-
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